
„Debatte ersticken“ 

 

Zusammenfassung:  

Am 19.6.2020 veröffentlichte der Landesverband Brandenburg Die Linke eine 

Pressemitteilung unter dem Titel "Pressefreiheit vor den Hohenzollern schützen". Dort wird die 

Co-Landevorsitzende Anja Mayer unter anderem folgendermaßen zitiert: 

"Dass das Haus Hohenzollern und sein Sachwalter Georg Friedrich Prinz von Preußen die 

wissenschaftliche Erforschung und die öffentliche Diskussion über die Rolle des Hauses 

Hohenzollern versuchen mit juristischen Mitteln zu ersticken, ist aus meiner Sicht ein Angriff 

auf Kernwerte unserer Demokratie – die Freiheit von Wissenschaft und Medien. Wir selbst 

haben im Rahmen unserer Volksinitiative erlebt, wie auch noch gegen kleinste Publikationen 

auf lokaler Ebene und Einzelne gerichtlich vorgegangen wurde." 

Gegen einen Teil dieser Äußerungen wandte sich Georg Friedrich Prinz von Preußen vor dem 

Landgericht Berlin. Es handele sich um unwahre Tatsachenbehauptungen, die ihn in seinem 

allgemeinen Persönlichkeitsrecht verletzten, jedenfalls aber um eine unzulässige 

Schmähkritik. Er habe niemals versucht, die wissenschaftliche Erforschung mit juristischen 

Mitteln zu ersticken.   

Das Landgericht lehnte mit einem Beschluss vom 13.08.2020 seinen Antrag auf einstweilige 

Verfügung ab, da es sich bei den angegriffenen Äußerungen um eine zulässige 

Meinungsäußerung handele.   

Das Kammergericht bestätigte mit Beschluss vom 23.11.2020 diese Entscheidung. Die 

Entscheidung ist rechtskräftig. 

 










